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05. Juni 2019 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

im Folgenden möchten wir Sie über wichtige steuerliche Änderungen und interessante Urteile 

der vergangenen Monate informieren. 

Lesen Sie Informationen zu folgenden Themen: 

Termine Juni 2019 

Abgrenzung der Betriebsaufgabe zur Betriebsunterbrechung und Betriebsverpachtung 

Ferienjobs sind für Schüler sozialversicherungsfrei 

Keine Pflicht zur Bildung eines Rechnungsabgrenzungspostens für unwesentliche Beträge 

Wertaufstockung bei Einbringung eines Mitunternehmeranteils mit negativem Kapitalkonto 

Rechtmäßigkeit von Hinzuschätzungen wegen Buchführungsmängeln 

Kein Widerruf von Aufhebungsverträgen, aber Gebot des fairen Verhandelns 

Verfall von Urlaubsansprüchen 

Einkommensteuerschulden als Nachlassverbindlichkeiten 

Spendenabzug bei Schenkung unter Ehepartnern mit Spendenauflage 

Genussrechtserträge sind Einkünfte aus Kapitalvermögen 

Grundstücksschenkungen zwischen Geschwistern können grunderwerbsteuerfrei sein 

Bei andauernder zweckwidriger Nutzung einer Mietsache verjährt ein Unterlassungsanspruch nicht 

      
Mit freundlichen Grüßen 

mailto:info@strobel-steuerberater.de
http://www.strobel-steuerberater.de/
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Termine Juni 2019 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig 
werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung 
durch 

  Überweisung Scheck 

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

11.06.2019 14.06.2019 07.06.2019 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

11.06.2019 14.06.2019 07.06.2019 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

11.06.2019 14.06.2019 07.06.2019 

Umsatzsteuer 11.06.2019 14.06.2019 07.06.2019 

Kapitalertragsteuer, 

Solidaritätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit 
einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 

abzuführen. 

Sozialversicherung 26.06.2019 entfällt entfällt 

 

Abgrenzung der Betriebsaufgabe zur Betriebsunterbrechung und 
Betriebsverpachtung 

Verpachtet ein Freiberufler ausschließlich die Räumlichkeiten einer freiberuflichen Praxis an seinen 
Nachfolger, liegt eine Betriebsverpachtung im Ganzen nur dann vor, wenn diese Räumlichkeiten die 
alleinigen wesentlichen Betriebsgrundlagen darstellen. 

Im entschiedenen Fall hatte ein Tierarzt seine Praxis an einen Kollegen veräußert. Die Praxisräume, 
die sich in seinem Eigentum befanden, wurden an den Nachfolger vermietet. Eine 

Betriebsaufgabeerklärung erfolgte nicht. Der Tierarzt ging davon aus, dass es sich hier um eine 
Betriebsunterbrechung handele, weil er u. a. auch in Erwägung gezogen hatte, seine Tätigkeit später 
einmal fortzusetzen. Das Finanzamt veranlagte den Tierarzt jedoch unter Berücksichtigung eines 
Aufgabegewinns, weil er seinen Betrieb aufgegeben und nicht lediglich unterbrochen habe. 

Das Finanzgericht Münster bestätigte die Auffassung des Finanzamts. Durch die Einstellung der 
Tierarztpraxis und Weitergabe an seinen Kollegen habe er seine selbstständige Tätigkeit als Tierarzt 

aufgegeben. Dies führe zur Aufdeckung der stillen Reserven. Eine Betriebsunterbrechung im Sinne 
einer Betriebsverpachtung liege nicht vor, da neben den Räumlichkeiten auch immaterielle 
Wirtschaftsgüter, wie Praxiswert und Patientenstamm, regelmäßig zu den wesentlichen 
Betriebsgrundlagen gehören und vollständig an den Nachfolger veräußert wurden. 

Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise abschließend entscheiden. 

Ferienjobs sind für Schüler sozialversicherungsfrei 

Schüler können in den Ferien im Rahmen eines zeitlich geringfügigen - d. h. kurzfristigen - 
Beschäftigungsverhältnisses unbegrenzt Geld verdienen, ohne sozialversicherungspflichtig zu werden. 
Voraussetzung dafür ist, dass die Dauer des Ferienjobs bei einer Arbeitswoche von mindestens fünf 
Tagen höchstens drei Monate beträgt. Bei einer Arbeitswoche unter fünf Tagen dürfen gesamt 
70 Arbeitstage nicht überschritten werden. Eine geringfügige Beschäftigung liegt jedoch nicht mehr 

vor, wenn diese berufsmäßig ausgeübt wird und das Arbeitsentgelt 450 € im Monat übersteigt. 

Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen kurzen Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein 
Arbeitsentgelt von bis zu 450 € im Monat gezahlt, sind die Vorschriften für die sog. Minijobs 
anzuwenden. 

Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Sommerferien vom 20. Juni bis 2. August 2019 
montags bis freitags in einer Firma und erhält dafür ein Entgelt von insgesamt 1.000 €. Es entsteht 
keine Sozialversicherungspflicht, weil er nicht mehr als drei Monate arbeitet. Am 1. Oktober 2019 

vereinbaren sie, dass Paul fortan für monatlich 450 € weiterarbeitet. Ab diesem Tag hat der 
Arbeitgeber pauschale Sozialversicherungsabgaben, Pauschalsteuer und Umlagen an die 
Minijob-Zentrale der Bundesknappschaft zu entrichten. Außerdem wird ein Arbeitnehmeranteil zur 
Rentenversicherung einbehalten, sofern Paul keine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
beantragt. 



Mandantenrundschreiben - 3 - Alfred Strobel 
   Steuerberatungsgesellschaft 

 

Hinweis: Die sozialversicherungsrechtlichen Zeitgrenzen für kurzfristige Beschäftigungen (drei 
Monate oder 70 Arbeitstage) gelten nun auch über den 31. Dezember 2018 hinaus dauerhaft. 

Keine Pflicht zur Bildung eines Rechnungsabgrenzungspostens für 
unwesentliche Beträge 

Rechnungsabgrenzungsposten dienen der periodengerechten Gewinnermittlung. Immer dann, wenn 
ein Aufwand/Ertrag und die damit verbundene Ausgabe/Einnahme in unterschiedliche 
Abrechnungszeiträume fallen, ist eine Rechnungsabgrenzung erforderlich. 

Folgende vier Abgrenzungsfälle sind zu unterscheiden: 

 Ausgaben vor dem Abschlussstichtag, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag 
darstellen. 

 Einnahmen vor dem Abschlussstichtag, soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag 
darstellen. 

 Ausgaben nach dem Abschlussstichtag, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit vor diesem Tag 
darstellen. 

 Einnahmen nach dem Abschlussstichtag, soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit vor diesem Tag 

darstellen. 

Nach Auffassung des Finanzgerichts Baden-Württemberg kann in Fällen von geringer Bedeutung auf 
den Ansatz eines Rechnungsabgrenzungspostens verzichtet werden. Das gilt insbesondere, wenn 
wegen der Geringfügigkeit der in Betracht kommenden Beträge eine Beeinträchtigung des Einblicks in 
die Vermögens- und Ertragslage nicht zu befürchten ist. Die Grenze für geringwertige Wirtschaftsgüter 
(derzeit netto 800 €) ist Maßstab für die Frage, ob ein Fall von geringer Bedeutung vorliegt. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Wertaufstockung bei Einbringung eines Mitunternehmeranteils mit 
negativem Kapitalkonto 

Wird ein Betrieb, ein Teilbetrieb oder ein Mitunternehmeranteil in eine unbeschränkt 
körperschaftsteuerpflichtige Kapitalgesellschaft eingebracht und erhält der Einbringende dafür neue 
Anteile an der Gesellschaft, darf die Kapitalgesellschaft das eingebrachte Betriebsvermögen auf Antrag 
mit dem Buchwert oder einem höheren Wert ansetzen. Voraussetzung ist jedoch, dass die 
Passivposten des eingebrachten Betriebsvermögens die Aktivposten nicht übersteigen. Das 
Eigenkapital bleibt dabei unberücksichtigt. 

In eine neu gegründete GmbH wurden zwei selbstständige Gesellschaften bürgerlichen Rechts im 
Wege der Sacheinlage eingebracht. Eine der eingebrachten Gesellschaften hatte ein negatives, die 
zweite Gesellschaft ein positives Kapitalkonto. Die Einbringenden waren der Ansicht, dass die beiden 
Kapitalkonten saldiert werden konnten. Das Finanzamt dagegen hielt eine Saldierung für 
ausgeschlossen und forderte eine Aufstockung der Buchwerte der eingebrachten Wirtschaftsgüter der 
Gesellschaft mit dem negativen Kapitalkonto auf 0 €, wodurch sich ein Veräußerungsgewinn ergab. 

Der Bundesfinanzhof wies darauf hin, dass es umstritten ist, ob bei Einbringung mehrerer 
Sacheinlagengegenstände durch dieselbe Person eine Gesamtbetrachtung bzw. Saldierung erfolgen 
kann. Er gelangte zu der Auffassung, dass die gesetzlichen Voraussetzungen für jeden einzelnen 
Sacheinlagegegenstand und im entschiedenen Fall somit für jeden einzelnen der insgesamt vier 
eingebrachten Mitunternehmeranteile eigenständig zu würdigen waren, da hinsichtlich eines jeden 
Mitunternehmeranteils ein gesonderter Einbringungsvorgang vorlag. 

Rechtmäßigkeit von Hinzuschätzungen wegen Buchführungsmängeln 

Die Kassenführung hat insbesondere bei Betrieben mit nicht unerheblichem Barverkehr ein großes 
Gewicht im Hinblick auf die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Buchführung. Fehler bei der 

Kassenbuchführung sind in der Praxis häufig Anlass für Hinzuschätzungen. 

Ist wegen eines fehlenden Kassenbuchs und festgestellter Kassenfehlbeträge die Fehlerlosigkeit der 

Buchführung nicht sicher festzustellen, hält das Finanzgericht München Hinzuschätzungen für zulässig. 
Im Verfahren zur Aussetzung der Vollziehung ließ das Gericht Sicherheitszuschläge des Finanzamts in 
Höhe von bis zu 8 % der getätigten Barzahlungen als relativ geringe Hinzuschätzungen zu. Es 
erkannte darin keine ernstlichen Zweifel an der Rechtmäßigkeit. 
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Kein Widerruf von Aufhebungsverträgen, aber Gebot des fairen 
Verhandelns 

Selbst, wenn ein arbeitsrechtlicher Aufhebungsvertrag in der Wohnung eines Arbeitnehmers 
geschlossen wurde, kann der Beschäftigte diesen nicht wie ein Haustürgeschäft widerrufen. Dies hat 
das Bundesarbeitsgericht entschieden. Der Gesetzgeber habe ausreichend deutlich gemacht, dass die 
Vorschriften über Haustürgeschäfte auf arbeitsrechtliche Aufhebungsverträge keine Anwendung finden 
sollen. 

Bei einer Konstellation wie der beschriebenen sei aber - wenn sich der Arbeitnehmer darauf berufe - 

zu prüfen, ob das Gebot des fairen Verhandelns vom Arbeitgeber eingehalten wurde. Das könne zu 
verneinen sein, wenn der Arbeitgeber eine psychische Drucksituation schaffe, die eine freie und 
überlegte Entscheidung des Vertragspartners erheblich erschwert. Im vorliegenden Fall sah das 
Gericht dies als möglich an, weil die Arbeitnehmerin, eine Reinigungsfrau, krank gewesen war als sie 
auf Veranlassung ihres Arbeitgebers einen Aufhebungsvertrag ohne Abfindungsregelung unterschrieb. 
Es könne also sein, dass der Arbeitgeber eine krankheitsbedingte Schwäche der Arbeitnehmerin 
bewusst ausgenutzt habe. 

Sollte sich der Verdacht bewahrheiten, müsse der Arbeitgeber die Arbeitnehmerin so stellen, als habe 
sie den Aufhebungsvertrag nicht geschlossen. 

Verfall von Urlaubsansprüchen 

Das Bundesarbeitsgericht hat seine Rechtsprechung zum Verfall von Urlaubsansprüchen 

weiterentwickelt und damit die Vorgaben des Gerichtshofs der Europäischen Union umgesetzt. 

Grundsätzlich verfällt Urlaub, der dem Arbeitnehmer bis zum Jahresende nicht gewährt und von ihm 
nicht genommen wurde. Dies war bisher selbst dann der Fall, wenn der Arbeitnehmer seinen 
Arbeitgeber rechtzeitig erfolglos zur Urlaubsgewährung aufgefordert hatte. Wurde der Urlaub nicht 
gewährt, konnte der Arbeitnehmer unter bestimmten Voraussetzungen Schadensersatz durch 
Gewährung von Ersatzurlaub bzw. - nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses - durch Abgeltung 
verlangen. 

Nunmehr hat das Gericht entschieden, dass der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub nur dann 
erlischt, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer zuvor klar und rechtzeitig über seinen genauen 
Urlaubsanspruch und die Verfallfristen belehrt und der Arbeitnehmer den Urlaub trotzdem aus freien 
Stücken nicht genommen hat. 

Einkommensteuerschulden als Nachlassverbindlichkeiten 

Drei Schwestern waren Erben nach ihrem Vater. Sie machten in ihren Erbschaftsteuererklärungen 
Einkommensteuerschulden des Vaters von über 6,6 Mio. € als Nachlassverbindlichkeiten geltend. Noch 
zu Lebzeiten des Vaters hatte dieser seine Steuerbescheide angefochten. Sie wurden von der 
Vollziehung ausgesetzt und waren zum Zeitpunkt des Erbfalls noch nicht bestandskräftig. 

Der Bundesfinanzhof folgte der Auffassung der Schwestern. Vom Erwerb des Erben sind die vom 

Erblasser stammenden persönlichen Steuerschulden, die auf den Erben übergegangen sind, als 
Nachlassverbindlichkeiten abzuziehen. Unerheblich ist dabei, ob die Steuern im Erbfall bereits 
festgesetzt waren oder nicht. Entscheidend ist, dass sie im Todeszeitpunkt eine wirtschaftliche 
Belastung dargestellt haben. 

Es ist davon auszugehen, dass Finanzbehörden entstandene Steuern in zutreffender Höhe festsetzen 
werden, sodass im Todeszeitpunkt die für den Abzug erforderliche wirtschaftliche Belastung vorliegt. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Steuern bereits durch Steuerbescheid festgesetzt wurden. Sie 

belasten den Erblasser und damit auch den Erben als Gesamtrechtsnachfolger. Die Belastung entfällt 
nicht dadurch, dass der Steuerbescheid angefochten und Aussetzung der Vollziehung gewährt wurde. 

Spendenabzug bei Schenkung unter Ehepartnern mit 
Spendenauflage 

Ein Ehemann schenkte seiner Frau kurz vor seinem Tod 400.000 €. Die Schenkung war mit der 
Auflage verbunden, 130.000 € an zwei gemeinnützige Vereine zu spenden, was die Frau auch tat. Sie 
begehrte den Sonderausgabenabzug für die Zuwendungen. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung der Ehefrau. Sie hatte die Spende freiwillig geleistet, 

denn sie war die Verpflichtung, den Betrag zu spenden, freiwillig eingegangen. Zwar war die Ehefrau 
selbst nicht wirtschaftlich belastet, was Voraussetzung für den Spendenabzug ist. Doch müssen 
zusammenveranlagte Ehepartner gemeinsam als ein Steuerpflichtiger betrachtet und behandelt 
werden. Für die Berechtigung zum Spendenabzug kommt es daher nicht darauf an, welcher der 
Ehepartner durch die Zuwendung wirtschaftlich belastet ist. 
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Die Belastung des Ehemanns war daher der Ehefrau zuzurechnen. Sie konnte die Spende als 
Sonderausgaben abziehen. 

Genussrechtserträge sind Einkünfte aus Kapitalvermögen 

Genussrechte gewähren für eine zeitlich befristete Kapitalüberlassung einen festen oder variablen 

Gewinnanteil. Sie nehmen aber auch an Verlusten teil. Der Inhaber von Genussrechten erhält mit der 
Kapitalüberlassung bestimmte Gläubigerrechte (z. B. Rückzahlungsansprüche, Beteiligung am 
Liquidationserlös), allerdings keine Rechte am Unternehmen. Im Steuerrecht werden die Erträge aus 
Genussrechten als Einkünfte aus Kapitalvermögen behandelt und unterliegen der Abgeltungsteuer plus 
Solidaritätszuschlag zzgl. eventueller Kirchensteuer. 

Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass Genussrechtserträge, die ein Arbeitnehmer von 
seinem Arbeitgeber erhält, auch dann als Kapitalerträge und nicht als Arbeitslohn zu behandeln sind, 

wenn die Genussrechte nur leitenden Mitarbeitern angeboten werden. 

Im Urteilsfall hatte der Arbeitnehmer das Genussrechtskapital aus seinem eigenen Vermögen erbracht 
und ein Verlustrisiko getragen. Die Erträge hätten ihm, so das Gericht, auch dann zugestanden, wenn 
er z. B. aufgrund von Krankheit oder Elternzeit keine Arbeitsleistung erbracht hätte. 

Grundstücksschenkungen zwischen Geschwistern können 

grunderwerbsteuerfrei sein 

Eine Mutter hatte ihrem Sohn und ihrer Tochter zu gleichen Teilen ein Grundstück übertragen. Jahre 
später übertrug sie ein zweites Grundstück auf ihre Tochter, verbunden mit der Auflage, dass die 

Tochter ihre Grundstückshälfte aus der ersten Grundstücksübertragung auf ihren Bruder zu 
übertragen hatte. Diesen Erwerb sollte sich der Bruder beim Tod der Mutter auf seinen 
Pflichtteilsanspruch anrechnen lassen. Das Finanzamt unterwarf die Grundstücksübertragung der 
Schwester auf ihren Bruder der Grunderwerbsteuer, weil Grundstücksübertragungen unter 
Geschwistern nicht grunderwerbsteuerbefreit seien. 

Der Bundesfinanzhof betrachtete den Übertragungsvorgang in seiner Gesamtheit und entschied, dass 
der Erwerb nicht der Grunderwerbsteuer unterlag. So kann eine Steuerbefreiung aufgrund einer 

Zusammenschau von grunderwerbsteuerrechtlichen Befreiungsvorschriften gewährt werden, wenn 
sich der tatsächlich verwirklichte Grundstückserwerb als abgekürzter Übertragungsweg darstellt und 
die unterbliebenen Zwischenerwerbe, wenn sie durchgeführt worden wären, ebenfalls steuerfrei 
geblieben wären. 

Im entschiedenen Fall war der erste unterbliebene Zwischenschritt die (Rück-)Übertragung des 
hälftigen Grundstücks von der Tochter auf ihre Mutter, der zweite unterbliebene Zwischenschritt die 

unentgeltliche Übertragung dieses Grundstücksteils von der Mutter auf ihren Sohn. Beide Schritte 
wären grunderwerbsteuerfrei geblieben. In der Zusammenschau betrachtet, war daher die von der 
Tochter erfüllte Auflage lediglich die unentgeltliche Grundstücksübertragung von der Mutter auf ihren 
Sohn. 

Bei andauernder zweckwidriger Nutzung einer Mietsache verjährt 

ein Unterlassungsanspruch nicht 

Ein Mieter von Gewerberäumen nutzte diese seit Mietbeginn zu Wohnzwecken. Laut Mietvertrag 
sollten die Räume aber als Rechtsanwaltsbüro genutzt werden. Erst einige Jahre nach Mietbeginn 
verlangte der Vermieter die Aufgabe der Wohnnutzung. Der Mieter berief sich dahingegen auf die 

Verjährung des Unterlassungsanspruchs. 

Nach Auffassung des Bundesgerichtshofs stellte die Nutzung des Mietobjekts zu Wohnzwecken keinen 
vertragsgemäßen Gebrauch dar, weil dem Mieter vertraglich eine Wohnnutzung der Mietsache nicht 
erlaubt war. Der daraus resultierende Unterlassungsanspruch des Vermieters verjährt solange nicht, 
wie die zweckwidrige Nutzung andauert. Denn der Schwerpunkt des vertragswidrigen Verhaltens lag 

nicht in der Aufnahme, sondern in der dauerhaften Aufrechterhaltung der unerlaubten Nutzung der 

Mietsache. 

 


